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Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz steht  
für einen sozial-ökologischen Wandel, um den 
Menschen in Rheinland-Pfalz eine gute Zukunft  
zu geben. 

Mit der Koalitionsvereinbarung hat sich die  
Landesregierung konkrete Ziele gesetzt, die ein 
ökologisch nachhaltiges, wirtschaftlich zukunfts-
fähiges und generationengerechtes Rheinland-
Pfalz sichern.

Mit der Fortschreibung des Nachhaltigkeitsbe-
richts liegt das fünfte Agenda-21-Programm vor. 
Der Bericht aus dem Zeitraum der Jahre 2009 
bis 2011 bietet eine ablesbare Grundlage, um 
politische Ansätze und Lösungen zu überprüfen, 
zukünftige Strategien zu entwickeln und erforder-
lichenfalls gewählte Handlungs instrumente neu 
zu justieren. Mit dieser Broschüre veröffentlichen 
wir eine Kurzfassung, die einen Einblick in Hand-
lungsfelder, Entwicklungen und Schlussfolgerun-
gen gibt.

Die Landesregierung steht auch 20 Jahre nach 
der ersten Weltkonferenz in Rio de Janeiro zu den 
vereinbarten Grundsätzen zur Vermeidung des Kli-
mawandels und hat diese im Regierungshandeln 
fest verankert. Im Juni 2012 hat die Staatenge-
meinschaft bei der Neuauflage der Konferenz in 
Rio de Janeiro „Rio+20“ die globalen Anstrengun-
gen kritisch beurteilt und das politische Engage-
ment erneuert. 

Dabei gilt es, wichtige Fragen zu beantworten: 
■■  Wie kann eine „Green Economy“ Umwelt-, 

Klima- und Ressourcenschutz gewährleisten 
und gleichzeitig die weltweite Armut verringert 
sowie nachhaltige Entwicklung sichergestellt 
werden?

■■  Wie passen wir institutionellen Rahmenbedin-
gungen für zukunftsfähige demokratischere 
Strukturen auf internationaler Ebene an?

■■  Wie vereinen wir den Anspruch an soziale 
Gerechtigkeit mit Gewinnstreben und Ressour-
censchonung?

Das Land Rheinland-Pfalz stellt sich seiner lokalen 
und globalen Verantwortung bei diesen Anstren-
gungen, auch z. B. durch Anpassungen im Bereich 
der öffentlichen Auftragsvergabe und Beschaf-
fung. Dem Umwelt-, Klima- und Naturschutz wird 
eine uneingeschränkt hohe Priorität eingeräumt. 
Die eingeleitete Energiewende ist Herausforde-
rung und politische Zielsetzung zugleich, und 
leistet gleichzeitig aktive Unterstützung der regi-
onalen Wirtschaft. Ziel ist die Wahrung der natür-
lichen Lebensgrundlagen für die Menschen in 
Rheinland-Pfalz und sozialverträgliches Handeln 
bei hoher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. 

Die Politik der Landesregierung steht dabei für 
soziale Gerechtigkeit, wirtschaftliche Sicherheit, 
Transparenz in Entscheidungen und aktive Beteili-
gung der Menschen am Regierungshandeln.

Eveline Lemke 
Ministerin für Wirtschaft,  
Klimaschutz, Energie und  
Landesplanung

vorwort
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natürliche lebensgrundlagen

Biodiversität 

Leben ohne Natur ist nicht vorstellbar. Um die 
biologische Vielfalt zu erhalten, bedarf es einer 
aktiven Naturschutzpolitik.

Wichtiges Instrument im Kampf gegen den Ver-
lust von Arten und Biotopen ist NATURA 2000, 
ein zusammenhängendes Netz europäischer 
Vogelschutzgebiete und sogenannter Fauna-
Flora-Habitat (FFH)-Gebiete, die die typischen, 
besonderen und seltenen Lebensräume sowie 
Tier- und Pflanzenarten Europas beherbergen. 
Rheinland-Pfalz hat 120 FFH-Gebiete (12,9 % der 
Landesfläche) und 57 Vogelschutzgebiete (12,2 % 
der Landesfläche) an die Europäische Kommission 
gemeldet und im Landesnaturschutzgesetz aus-
gewiesen. Insgesamt gehören ca. 385 000 Hektar 
(knapp 20 % der Landesfläche) zu Natura 2000.

Landwirtschaft und Weinbau kommen für die 
Entwicklung der rheinland-pfälzischen Kultur-
landschaft, aber auch für die Erhaltung der biolo-
gischen Vielfalt, eine Schlüsselrolle zu. Der Anteil 
der Landwirtschaftsfläche mit hohem Naturwert 
lag in Rheinland-Pfalz im Jahr 2009 bei 14 Pro-
zent, in Deutschland waren es 13 %. Die nationale 
Biodiversitätsstrategie sieht für Deutschland vor, 
diesen Anteil bis 2015 auf 19 % zu erhöhen. Mit 
dem Programm „Partnerbetrieb Naturschutz“ 
unterstützt das Land interessierte Betriebe in 
Rheinland-Pfalz, Naturschutzpotenziale zu ent-
decken und begleitet sie bei der Erstellung und 
Umsetzung ihres betrieblichen Naturschutz-
planes.
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Handlungsfeld A.a Biodiversität

Statistik nutzen
Statistisches Landesamt

Verlauf des Indikators

Bisher liegt eine bundesweite Bestandsaufnahme 
der HNV-Flächen nur für das Jahr 2009 vor; die 
nächste vollständige Bestandsaufnahme ist erst 
für 2013 zu erwarten. Die rheinland-pfälzischen 
Beobachtungsflächen werden ab 2010 jährlich 
auf jeweils einem Viertel neu untersucht. Deshalb 
kann an dieser Stelle und im folgenden Abschnitt 
keine Beschreibung bzw. Ursachenanalyse von 
Entwicklungen, sondern nur eine Zustandsbe-
schreibung erfolgen.

Im Jahr 2009 lag der Anteil der Landwirtschafts-
fläche mit hohem Naturwert an der landwirt-
schaftlichen Bezugsfläche in Rheinland-Pfalz bei 
14 Prozent und damit leicht über dem Anteilswert 
für Deutschland, der bei 13 Prozent lag. Die natio-
nale Strategie zur biologischen Vielfalt sieht vor, 
den Anteil des HNV-Farmlandes in Deutschland 
bis 2015 auf 19 Prozent zu erhöhen; für Rheinland-
Pfalz ist bisher kein Zielwert verkündet worden.

Eine differenziertere Betrachtung nach Naturwert-
stufen zeigt, dass in Rheinland-Pfalz die Anteile der 
Flächen mit mäßig hohem Naturwert (sieben Pro-

zent) und mit sehr hohem Naturwert (5,3 Prozent) 
über den entsprechenden bundesdurchschnitt-
lichen Werten (6,3 bzw. 4,5 Prozent) liegen. Dage-
gen ist der Anteil der Flächen mit äußerst hohem 
Naturwert in Rheinland-Pfalz mit 1,6 Prozent nied-
riger als im Bundesdurchschnitt (2,2 Prozent).

Eine Differenzierung nach Flächentypen unter-
scheidet zwischen eher flächenbezogenen 
Nutzungen (insbesondere Grünland, Ackerland, 
Obstanlagen und Brache, aber ohne Weinberge) 
und weiteren Nutzungen (Landschaftselemente 
wie Einzelbäume, Gehölze, Hecken usw.). Es zeigt 
sich, dass in Rheinland-Pfalz – mit 6,8 Prozent 
der gesamten Landwirtschaftsfläche – fast die 
Hälfte der als HNV identifizierten Flächen als 
Grünland (Wiesen, Weiden, teilweise auch Bio-
tope) genutzt werden. Das ist ein im Vergleich 
zu Deutschland (5,7 Prozent) überdurchschnitt-
licher Wert. Ackerland mit hohem Naturwert 
hat in Rheinland-Pfalz mit 0,5 Prozent nur einen 
unterdurchschnittlichen Anteil an der gesamten 
Landwirtschaftsfläche (Deutschland: 1,5 Prozent). 
Die Typenstruktur der Landwirtschaftsfläche mit 
hohem Naturwert weicht hinsichtlich Grün- und 
Ackerland also deutlich von der Struktur der 
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natürliche lebensgrundlagen

Umwelt 

Trinkwasser, saubere Luft und intakte Wälder – 
ohne sie wäre Leben in dieser Welt überhaupt 
nicht möglich. Die Erhaltung unserer Lebens-
grundlagen ist heute jedoch keineswegs selbst-
verständlich. Um die Umweltqualität zu bewahren 
und zu verbessern, ist ein aktives Handeln der 
Politik gefordert.

Die rheinland-pfälzische Landesregierung fördert 
seit 1995 mit der Aktion Blau plus erfolgreich die 
Wiederherstellung von naturnahen Gewässerzu-
ständen. Die Aktion Blau plus steht aber auch für 
einen Umdenkprozess von der rein zweckgebun-
denen Gewässernutzung hin zu einer umfassen-
den Betrachtung der Bedeutung unserer Gewässer 
für unser gesamtes Leben, also der ökologischen, 
ökonomischen und kulturellen Funktion unserer 
Bäche und Flüsse. Wenngleich Rheinland-Pfalz 
mit Hilfe dieser Maßnahmen im Durchschnitt 
etwas besser dasteht als das gesamte Bundesge-
biet, ist es von den Zielvorgaben der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie noch weit entfernt.

Die Luft ist in Rheinland-Pfalz sauberer gewor-
den, die Entwicklung verläuft sogar noch etwas 
günstiger als in Deutschland insgesamt. Eine 
Schlüsselfunktion nimmt hierbei aus Sicht der 
Landesregierung der Verkehrsbereich ein. Das 
Weißbuch Verkehr der EU-Kommission zielt über 
die Begünstigung alternativer Antriebsarten und 
Kraftstoffe insbesondere auf die Verringerung des 
Schadstoffausstoßes in hoch belasteten städti-
schen Räumen. In diesem Rahmen will die Lan-
desregierung insbesondere in urbanen Räumen 
die Verbesserung der Luftqualität weiter forcieren. 

Der Anteil der Waldfläche mit deutlich geschä-
digten Bäumen ist in Rheinland-Pfalz höher als 
im Bundesdurchschnitt. Zur Stabilisierung der 
Waldbestände in Rheinland-Pfalz gehören die 
Maßnahmen der Landesregierung zur Emissions-
minderung und zum Klimaschutz, aber auch die 
Förderung naturnahen Waldbaus, artenreicher 
Mischbestände und die Nutzung standortgerech-
ter Baumarten. 
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Handlungsfeld A.a Biodiversität

Statistik nutzen
Statistisches Landesamt

Verlauf des Indikators
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hat in Rheinland-Pfalz mit 0,5 Prozent nur einen 
unterdurchschnittlichen Anteil an der gesamten 
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Handlungsfeld A.c Klimaschutz und Erneuerbare Energien

Statistik nutzen
Statistisches Landesamt

nur für den in Rheinland-Pfalz erzeugten Strom 
möglich.

Verlauf des Indikators

In den vergangenen 20 Jahren ist die Bedeutung 
der erneuerbaren Energieträger im Primärenergie- 
verbrauch deutlich gewachsen; dieser Bedeu-
tungszuwachs fand vor allem seit 2003 statt. 
Zwischen 1990 und 2002 hat sich der Anteil der 
erneuerbaren Energien am gesamten Primär- 
energieverbrauch von 0,9 auf 1,9 Prozent verdop-
pelt und zwischen 2002 bis 2009 noch einmal 
fast verfünffacht auf 9,2 Prozent. Für Deutschland 
insgesamt zeigt sich eine ähnliche Entwicklung. 
Der rheinland-pfälzische Anteilswert lag zunächst 
unterhalb des deutschen Anteilswerts; seit 2006 
war er jedoch zumeist höher bzw. gleich hoch 
(2008). In Deutschland erreichten die erneuer-
baren Energien 2009 einen Anteil von 8,9 Prozent 
am gesamten Primärenergieverbrauch.

Der Beitrag der erneuerbaren Energien zur 
Deckung des Bruttostromverbrauchs hat in den 
vergangenen beiden Jahrzehnten ebenfalls kräf-
tig zugenommen. Im Jahr 2009 lag er in Rhein-

land-Pfalz bei 14 Prozent und in Deutschland bei 
16 Prozent. In Rheinland-Pfalz hat sich der Anteil 
der regenerativen Energien am Stromverbrauch 
seit 1990 knapp und in Deutschland mehr als 
verfünffacht. Bezogen auf die heimische Strom-
erzeugung, erreichte der regenerative Anteil an 
der gesamten Erzeugung 2009 in Rheinland-
Pfalz sogar einen Anteil von einem Viertel und 
lag damit deutlich über dem Bundeswert 
(16 Prozent).

Die Primärenergie aus Biomasse ist in den ver-
gangenen Jahren am schnellsten gewachsen. Bio-
masse ist heute mit Abstand der bedeutendste 
regenerative Energieträger in Rheinland-Pfalz. Im 
Jahr 2009 hatte sie einen Anteil von 76 Prozent 
an der gesamten Primärenergie aus erneuer-
baren Quellen. Biomasse wird insbesondere zur 
Erzeugung von Wärme eingesetzt. Eine differen-
ziertere Betrachtung ergibt, dass der Zuwachs vor 
allem auf den verstärkten Einsatz fester Biomasse 
zurückzuführen ist. Insbesondere die Nutzung von 
Brennholz durch die Privathaushalte ist kräftig 
gestiegen. Daneben hat aber auch die verstärkte 
energetische Nutzung von biogenen Abfällen, die 
Einführung der Beimischung von biogenen Treib-
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Handlungsfeld A.b Umwelt

Statistik nutzen
Statistisches Landesamt

Der Indikator „Ökologischer Zustand der Fließ-
gewässer“ basiert auf Vorgaben der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) aus dem Jahr 
2000. Die WRRL gibt einen umfassenden recht- 
lichen Rahmen zum Schutz, zur Verbesserung 
und zur Sanierung der Gewässer in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union vor. Die 
Richtlinie verfolgt einen ganzheitlichen Ansatz 
zur Beurteilung des ökologischen Zustands von 
Gewässern. Als Qualitätsmerkmale fließen in 
die Bewertung biologische, hydromorphologi-
sche und physikalisch-chemische Komponenten 
ein. Die Bewertung eines Wasserkörpers erfolgt 
in fünf Klassen: „sehr gut“, „gut“, „mäßig“, 
„unbefriedigend“ und „schlecht“. Die biologische 
Qualitätskomponente mit der schlechtesten 
Bewertung legt die Klassenzugehörigkeit des 
Wasserkörpers fest. Wasserkörper sind einheit-
liche und bedeutende Abschnitte von Oberflä-
chengewässern; sie werden voneinander abge-
grenzt, wenn sich deren Kategorie (Fluss, See), 
deren Typ (z. B. kiesgeprägte Ströme, sandge-
prägte Tieflandbäche) oder deren Zustandsklasse 
(z. B. gut, mäßig) ändert.

Ziel der WRRL ist es, in allen Oberflächen- 
gewässern bis 2015 einen „guten“ ökologischen 
und chemischen Zustand zu erreichen [Artikel 4 
(1) a) ii) WRRL]. Für alle künstlichen und erheb-
lich veränderten Gewässer wird „ein gutes öko-
logisches Potenzial und ein guter chemischer 
Zustand“ angestrebt [Artikel 4 (1) a) iii) WRRL]. 
Das weniger anspruchsvolle Ziel für künstliche 
und erheblich veränderte Gewässer nimmt dar-
auf Rücksicht, dass wegen der bestehenden Nut-
zungsverhältnisse in solchen Gewässern nicht 
alle natürlich vorkommenden Habitate wieder-
hergestellt werden können.

Die Umsetzung der Zielvorgaben erforderte eine 
Bestandsaufnahme in allen Flüssen und Bächen 
Deutschlands, die bei einer Fließlänge von 130 000 
Kilometern 9 070 Wasserkörper umfassen. Für die 
Bestandsaufnahme im Jahr 2009 wurden in Rhein-
land-Pfalz 350 Wasserkörper mit einer Fließlänge 
von rund 8 200 Kilometern bewertet.

Der Indikator „Ökologischer Zustand der Fließ-
gewässer“ bezieht die Wasserkörper, die sich in 
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natürliche lebensgrundlagen

klimaschutz und erneuerbare energien 

Die Treibhausgasemissionen haben in Rheinland-
Pfalz im Vergleich zur Mitte der 1990er Jahre in 
erheblichem Maße abgenommen. Gleichzeitig 
ist zu beobachten, dass dieser Prozess seit 2003 
stagniert. Von daher ist eine aktive Klimaschutz-
politik dringend erforderlich. Aus Sicht der Lan-
desregierung heißt dies insbesondere, die Ener-
giewende in Rheinland-Pfalz voranzubringen. Der 
Beitrag der Erneuerbaren Energien zur Deckung 
des Bruttostromverbrauchs hat in den vergange-
nen Jahren kräftig zugenommen. Im Jahr 2009 
lag er in Rheinland-Pfalz bei 14 Prozent und in 
Deutschland bei 16 Prozent. In Rheinland-Pfalz 
hat sich der Anteil Erneuerbarer Energien am 
Stromverbrauch seit 1990 knapp und in Deutsch-
land mehr als verfünffacht. Bezogen auf die 
heimische Stromerzeugung erreichte der Anteil 
Erneuerbarer Energien an der gesamten Erzeu-

gung in Rheinland-Pfalz sogar einen Anteil von 
einem Viertel und lag damit deutlich über dem 
Bundeswert von 16 Prozent.

Die rheinland-pfälzische Landesregierung plant, 
den bis 2030 im Land verbrauchten Strom bilan-
ziell zu 100 % aus Erneuerbaren Energien zu 
gewinnen und zum Stromexportland zu werden. 
Bis zum Jahr 2020 strebt die Landesregierung an, 
die Stromerzeugung aus Windkraft zu verfünffa-
chen und die Stromerzeugung aus Photovoltaik 
auf über zwei Terawattstunden zu steigern. Die 
Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandortes 
Rheinland-Pfalz – auch verbunden mit mehr 
Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern – und 
die sozialen Aspekte bezahlbarer Strompreise sind 
in diesem Zusammenhang wichtige Anliegen einer 
nachhaltigen Energiepolitik.
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Handlungsfeld A.c Klimaschutz und Erneuerbare Energien

Statistik nutzen
Statistisches Landesamt

nur für den in Rheinland-Pfalz erzeugten Strom 
möglich.

Verlauf des Indikators

In den vergangenen 20 Jahren ist die Bedeutung 
der erneuerbaren Energieträger im Primärenergie- 
verbrauch deutlich gewachsen; dieser Bedeu-
tungszuwachs fand vor allem seit 2003 statt. 
Zwischen 1990 und 2002 hat sich der Anteil der 
erneuerbaren Energien am gesamten Primär- 
energieverbrauch von 0,9 auf 1,9 Prozent verdop-
pelt und zwischen 2002 bis 2009 noch einmal 
fast verfünffacht auf 9,2 Prozent. Für Deutschland 
insgesamt zeigt sich eine ähnliche Entwicklung. 
Der rheinland-pfälzische Anteilswert lag zunächst 
unterhalb des deutschen Anteilswerts; seit 2006 
war er jedoch zumeist höher bzw. gleich hoch 
(2008). In Deutschland erreichten die erneuer-
baren Energien 2009 einen Anteil von 8,9 Prozent 
am gesamten Primärenergieverbrauch.

Der Beitrag der erneuerbaren Energien zur 
Deckung des Bruttostromverbrauchs hat in den 
vergangenen beiden Jahrzehnten ebenfalls kräf-
tig zugenommen. Im Jahr 2009 lag er in Rhein-

land-Pfalz bei 14 Prozent und in Deutschland bei 
16 Prozent. In Rheinland-Pfalz hat sich der Anteil 
der regenerativen Energien am Stromverbrauch 
seit 1990 knapp und in Deutschland mehr als 
verfünffacht. Bezogen auf die heimische Strom-
erzeugung, erreichte der regenerative Anteil an 
der gesamten Erzeugung 2009 in Rheinland-
Pfalz sogar einen Anteil von einem Viertel und 
lag damit deutlich über dem Bundeswert 
(16 Prozent).

Die Primärenergie aus Biomasse ist in den ver-
gangenen Jahren am schnellsten gewachsen. Bio-
masse ist heute mit Abstand der bedeutendste 
regenerative Energieträger in Rheinland-Pfalz. Im 
Jahr 2009 hatte sie einen Anteil von 76 Prozent 
an der gesamten Primärenergie aus erneuer-
baren Quellen. Biomasse wird insbesondere zur 
Erzeugung von Wärme eingesetzt. Eine differen-
ziertere Betrachtung ergibt, dass der Zuwachs vor 
allem auf den verstärkten Einsatz fester Biomasse 
zurückzuführen ist. Insbesondere die Nutzung von 
Brennholz durch die Privathaushalte ist kräftig 
gestiegen. Daneben hat aber auch die verstärkte 
energetische Nutzung von biogenen Abfällen, die 
Einführung der Beimischung von biogenen Treib-
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ressourcennutzung

flächeninanspruchnahme, ökologisches Wirtschaften 

Zusätzliche Flächeninanspruchnahme für Sied-
lungs- und Verkehrsflächen geht immer mit 
einem Verlust an Biotopen und naturnahen Flä-
chen einher. 

Dabei hat die rheinland-pfälzische Landesregie-
rung seit der Mitte des vergangenen Jahrzehnts 
Erfolge bei der Verringerung der Flächenversiege-
lung erringen können. Gegenüber dem Wert von 
1994 wurden 2009 in Rheinland-Pfalz 30 Prozent 
weniger Flächen neu in Anspruch genommen, im 
Bundesgebiet waren es dagegen lediglich 21 Pro-
zent.

Im Durchschnitt der letzten Jahre lag der Ver-
brauch in Rheinland-Pfalz bei 2,3 Hektar täglich. 
Die Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
den Flächenverbrauch auf unter einem Hektar 
pro Tag zu stabilisieren. Mit dem Projekt Raum+ 
Rheinland-Pfalz 2011“ unterstützt die Landes-
regierung die Städte und Gemeinden darin, vor 

der Erschließung neuer Baugebiete zunächst 
die innerorts vorhandenen Möglichkeiten aus-
zuschöpfen. Nachhaltige Siedlungsentwicklung 
bedeutet, die wertvollen natürlichen Böden im 
Außenbereich zu schonen und gleichzeitig die 
Ortsmitten zu stärken.

Daneben ist die Landesregierung bestrebt, im 
Rahmen des ökologischen Wirtschaftens die 
Anbaufläche des ökologischen Landbaus zu erhö-
hen. Während im Jahr 1999 erst 1,6 Prozent der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen ökologisch 
bewirtschaftet wurden, waren es 2010 bereits 
5,4 Prozent. Damit liegt der Wert für Rheinland-
Pfalz nur noch einen halben Prozentpunkt hinter 
dem Wert für die Bundesrepublik. Durch gezielte 
Beratung und Förderung, insbesondere auch im 
Bereich der Vermarktung, will die Landesregierung 
die Bedingungen für den ökologischen Landbau 
weiter verbessern. 
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nur für den in Rheinland-Pfalz erzeugten Strom 
möglich.

Verlauf des Indikators

In den vergangenen 20 Jahren ist die Bedeutung 
der erneuerbaren Energieträger im Primärenergie- 
verbrauch deutlich gewachsen; dieser Bedeu-
tungszuwachs fand vor allem seit 2003 statt. 
Zwischen 1990 und 2002 hat sich der Anteil der 
erneuerbaren Energien am gesamten Primär- 
energieverbrauch von 0,9 auf 1,9 Prozent verdop-
pelt und zwischen 2002 bis 2009 noch einmal 
fast verfünffacht auf 9,2 Prozent. Für Deutschland 
insgesamt zeigt sich eine ähnliche Entwicklung. 
Der rheinland-pfälzische Anteilswert lag zunächst 
unterhalb des deutschen Anteilswerts; seit 2006 
war er jedoch zumeist höher bzw. gleich hoch 
(2008). In Deutschland erreichten die erneuer-
baren Energien 2009 einen Anteil von 8,9 Prozent 
am gesamten Primärenergieverbrauch.

Der Beitrag der erneuerbaren Energien zur 
Deckung des Bruttostromverbrauchs hat in den 
vergangenen beiden Jahrzehnten ebenfalls kräf-
tig zugenommen. Im Jahr 2009 lag er in Rhein-

land-Pfalz bei 14 Prozent und in Deutschland bei 
16 Prozent. In Rheinland-Pfalz hat sich der Anteil 
der regenerativen Energien am Stromverbrauch 
seit 1990 knapp und in Deutschland mehr als 
verfünffacht. Bezogen auf die heimische Strom-
erzeugung, erreichte der regenerative Anteil an 
der gesamten Erzeugung 2009 in Rheinland-
Pfalz sogar einen Anteil von einem Viertel und 
lag damit deutlich über dem Bundeswert 
(16 Prozent).

Die Primärenergie aus Biomasse ist in den ver-
gangenen Jahren am schnellsten gewachsen. Bio-
masse ist heute mit Abstand der bedeutendste 
regenerative Energieträger in Rheinland-Pfalz. Im 
Jahr 2009 hatte sie einen Anteil von 76 Prozent 
an der gesamten Primärenergie aus erneuer-
baren Quellen. Biomasse wird insbesondere zur 
Erzeugung von Wärme eingesetzt. Eine differen-
ziertere Betrachtung ergibt, dass der Zuwachs vor 
allem auf den verstärkten Einsatz fester Biomasse 
zurückzuführen ist. Insbesondere die Nutzung von 
Brennholz durch die Privathaushalte ist kräftig 
gestiegen. Daneben hat aber auch die verstärkte 
energetische Nutzung von biogenen Abfällen, die 
Einführung der Beimischung von biogenen Treib-
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Handlungsfeld B.a Flächeninanspruchnahme

Für den Vergleich mit der Entwicklung auf der 
Bundesebene wird der auf 1996 indexierte lang-
jährige Durchschnitt der Flächeninanspruchnah me 
herangezogen. Der indexierte Durchschnittswert 
für Rheinland-Pfalz unterschreitet den Bundeswert 
mittlerweile deutlich. Im Jahr 2009 wurden in 
Rheinland-Pfalz 30 Prozent weniger Flächen neu 
für Siedlungs- und Verkehrszwecke in Anspruch 
genommen als vor 15 Jahren; auf der Bundesebene 
waren es dagegen nur 21 Prozent weniger.

Dieser unter Nachhaltigkeitsaspekten positive 
Trend des Flächenverbrauchs hat sich in Rhein-
land-Pfalz 2010 fortgesetzt: Der landesweite 
Flächenverbrauch belief sich auf deutlich weniger 
als die Hälfte des Verbrauchs in den 90er-Jahren. 
Auf Bundesebene ist dagegen nur ein Rückgang 
des Verbrauchs um 28 Prozent festzustellen.

Ursachen für die Entwicklung

Die kräftigen Anstiege der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche in den Jahren 2004 und 2005 waren metho-
disch bedingt. Im Jahr 2004 wurde die Kategorie 
„Flächen für militärisches Übungsgelände“ aus 

dem Nutzungsartenkatalog der Flächenerhebung 
gestrichen. Die bestehenden militärischen Lie-
genschaften (Gebäude, Lagerflächen, Flugplätze 
usw.), die unter „Flächen anderer Nutzung“ nach-
gewiesen worden sind, wurden in der Folge suk-
zessive der Kategorie „Siedlungs- und Verkehrs-
fläche“ zugeordnet. 

Wesentlicher Grund für das derzeit niedrige Niveau 
der Flächeninanspruchnahme ist die stark gesun-
kene Neubautätigkeit im privaten Wohnungsbau. 
Zurzeit werden erheblich weniger Einzel-, Doppel- 
und Reihenhäuser gebaut als noch Mitte des ver-
gangenen Jahrzehnts. Im Jahr 2009 wurden für den 
Wohnungsbau nur noch 250 Hektar zusätzlich an 
Fläche verbraucht; in den 90er-Jahren war es noch 
etwa doppelt so viel. Der Verbrauchszuwachs belief 
sich 2009 nur noch auf 0,4 Prozent. In den Jahren 
zuvor waren viermal so hohe Wachstumsraten die 
Regel. Auch die Statistik der Baufertigstellungen 
zeigt, dass sich das Wachstum bei den Wohnbau-
flächen seit 2007 von Jahr zu Jahr abgeschwächt 
hat. Im Gegensatz zum Wohnungsbau hat sich die 
Flächeninanspruchnahme für den Gewerbe- und 
Industriehochbau bisher noch nicht verringert.
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ressourcennutzung

ressourcenproduktivität 

Rohstoffe werden knapp. Eine Herausforderung 
ist daher, die Rohstoffproduktivität zu erhöhen, 
also mit dem Einsatz von weniger Ressourcen die 
gleiche oder eine höhere Produktivität zu erzielen.

Die Energieproduktivität ist in Rheinland-Pfalz von 
1991 bis 2009 mit einer durchschnittlichen jähr-
lichen Zuwachsrate von 0,3 Prozent nur moderat 
gestiegen. Damit liegt Rheinland-Pfalz auch unter 
dem Bundesdurchschnitt von 1,7 Prozent. Bei 
diesem Vergleich ist allerdings zu beachten, dass 
nach der Wiedervereinigung die Energieprodukti-
vität in den neuen Ländern überdurchschnittlich 
zugenommen hat.

Die Sonderentwicklung in den neuen Ländern ist 
in gleicher Weise wesentlich dafür verantwortlich, 
dass die Rohstoffproduktivität, also das Verhältnis 
von preisbereinigtem Bruttoinlandsprodukt und 
den in der Produktion verbrauchten nicht erneu-
erbaren Rohstoffen, in Rheinland-Pfalz hinter dem 

Durchschnitt der Länder insgesamt zurückbleibt. 
Nichtsdestoweniger ist die Rohstoffproduktivität 
auch in Rheinland-Pfalz seit 1994 um 27 Prozent 
gestiegen.

Die Landesregierung will die Ressourcenprodukti-
vität in Rheinland-Pfalz nachhaltig steigern. Dazu 
hat sie beispielsweise die Verbraucherzentrale 
beauftragt, privaten Haushalten eine kostenlose 
Erstberatung zum Energiesparen anzubieten. Seit 
2006 hat sich die Zahl der durchgeführten Bera-
tungen mehr als verdoppelt.

Weiterhin geht die Landesregierung in Sachen 
Energieberatung gezielt auf kleinere und mittlere 
Unternehmen zu. Mit der Energieagentur Rhein-
land-Pfalz und dem Effizienznetz Rheinland-Pfalz 
bietet die Landesregierung rheinland-pfälzischen 
Betrieben Unterstützung in der Suche nach Ein-
sparpotentialen beim Einsatz von Energie und 
anderen Ressourcen an. 
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Handlungsfeld B.c Ressourcenproduktivität

Jahr 2008 war sie um 27 Prozent höher als 1994. 
Die Entwicklung wies jedoch starke Schwankun-
gen auf. Vor allem 1998 und 2004 bis 2006 gab 
es jeweils einen kräftigen Rückgang.

Die Entwicklung der realen Rohstoffproduktivität 
wird mithilfe einer Indexreihe ausgedrückt, da das 
reale Bruttoinlandsprodukt heute nur noch als 
Kettenindexwert vorliegt; das ist jedoch eine sehr 
abstrakte Darstellung. Eine Vorstellung von den 
Größenordnungen gibt die nominale Rohstoffpro-
duktivität, die das Bruttoinlandsprodukt in jewei-
ligen Preisen (nominales Bruttoinlandsprodukt) 
auf den Rohstoffverbrauch bezieht. Die nominale 
Rohstoffproduktivität belief sich in Rheinland-
Pfalz 2009 auf 1 823 Euro je Tonne. Das heißt, 
aus einer Tonne Rohstoffe, die 2009 in Rheinland-
Pfalz in der Produktion eingesetzt wurde, entstand 
– in Preisen des Jahres 2009 gerechnet – eine 
Wertschöpfung in Höhe von gut 1 800 Euro.

Im Bundesdurchschnitt (Summe der Länder) hat 
sich die reale Rohstoffproduktivität zwischen 
1994 und 2009 günstiger entwickelt; sie ist in 
diesem Zeitraum um 45 Prozent gestiegen. Die 
nominale Rohstoffproduktivität lag im Durch-

schnitt aller Länder im Jahr 2009 bei 1 960 Euro je 
Tonne und damit deutlich höher als in Rheinland-
Pfalz.

Ursachen für die Entwicklung

Ursache für die Schwankungen der realen Roh-
stoffproduktivität war in erster Linie der schwan-
kende Rohstoffverbrauch; das Bruttoinlands- 
produkt hat sich wesentlich stetiger entwickelt. 
Die Schwankungen des Rohstoffverbrauchs in 
Rheinland-Pfalz sind teilweise auf singuläre 
Effekte zurückzuführen. So ist der kräftige Anstieg 
des Rohstoffverbrauchs Ende der 90er-Jahre, 
der zu einem deutlichen Rückgang der Rohstoff-
produktivität geführt hat, auf den Neubau der 
ICE-Trasse Frankfurt-Köln zurückzuführen. Die 
Rohstoffentnahme in Form von mineralischen 
Baustoffen stieg damals kräftig an. 

Die im Vergleich zu Deutschland unterdurch-
schnittliche Entwicklung der Rohstoffproduktivi-
tät in Rheinland-Pfalz ist im Wesentlichen auf 
die Sonderentwicklung in den neuen Ländern 
zurückzuführen. Dort ist die reale Ressourcen- 
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ressourcennutzung

konsum und Produktion 

Die Kohlendioxid-Emissionen privater Haushalte 
und Kleinverbraucher sind seit Mitte der 1990er 
Jahre rückläufig. Zu verdanken ist dies zu einem 
Großteil der Umstellung von Heizungsanlagen 
von Öl auf das emissionsärmere Gas. Einspar-
effekte durch eine Verringerung des Stromver-
bauchs hingegen sind bislang kaum festzustellen.

Um dies zu ändern, hat die Landesregierung eine 
umfassende Beratungsinfrastruktur aufgebaut, die 
auch die privaten Haushalte erreicht, etwa über 
das Angebot einer kostenlosen Energieerstbera-
tung der Verbraucherzentrale für private Haus-
halte. Zudem unterstützt die Landesregierung die 
energetische Optimierung von Alt- und Neubau-
ten. Diese Maßnahmen sind Teil eines Paketes, 
mit Hilfe dessen die Landesregierung ihr Ziel 
erreichen will, die CO2-Emissionen in Rheinland-
Pfalz bis 2050 um 90 Prozent zu senken.

Aber nicht nur die Verbraucher, auch die Unter-
nehmen sind gefragt. Unternehmen und andere 
Organisationen können ihr betriebliches Umwelt-
management nach EMAS, dem „Eco-Management 
and Audit Scheme“ der Europäischen Union, 
zertifizieren lassen. Sie verpflichten sich damit 
unter anderem zu einer Umwelterklärung, die die 
umweltrelevanten Tätigkeiten und Daten dar-
stellt. Bislang können in Rheinland-Pfalz nur rela-
tiv wenige Betriebe ein EMAS-Zertifikat vorwei-
sen. Die Landesregierung will diese Zahl erhöhen, 
indem sie eine größere öffentliche Wahrnehmung 
des Zertifikats unterstützt und angehende EMAS-
Betriebe in Rheinland-Pfalz durch Zuschüsse etwa 
im Rahmen des Mittelstandsberatungsprogramms 
fördert.
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Handlungsfeld B.d Konsum und Produktion

Verlauf des Indikators

In Rheinland-Pfalz sind die CO2-Emissionen der 
privaten Haushalte und Kleinverbraucher je Ein-
wohner in den letzten 20 Jahren um fast ein Viertel 
gesunken. Sie haben sich aber nicht kontinuierlich 
verringert. In den 90er-Jahren schwankten die 
Emissionen dieses Sektors um ein Niveau von 
etwa 4,9 Tonnen je Einwohner. Erst seit Ende 
der 90er-Jahre sind sie tendenziell rückläufig, 
wobei sich vor allem am aktuellen Rand stärkere 
Schwankungen ergeben haben. Von 2006 auf 
2007 gab es eine deutliche Verringerung von 4,2 
auf 3,6 Tonnen je Einwohner (–16 Prozent). Dem 
folgte 2008 ein kräftiger Anstieg auf 3,8 Tonnen 
je Einwohner (+8 Prozent) und 2009, dem Jahr 
der Finanz- und Wirtschaftskrise, erneut ein deut-
licher Rückgang auf 3,6 Tonnen je Einwohner 
(–5,4 Prozent).

Ein Vergleich mit der Entwicklung in Deutsch-
land wird aus methodischen Gründen nur für die 
direkten CO2-Emissionen der privaten Haushalte 
und Kleinverbraucher aus der Wärmeerzeugung 
vorgenommen. Für die indirekten Emissionen 
aus der Erzeugung von elektrischem Strom und 

Fernwärme liegen für Deutschland insgesamt 
keine vergleichbaren Daten vor. Zu Beginn des 
Betrachtungszeitraums lagen die direkten wär-
mebedingten Emissionen in Rheinland-Pfalz 
(2,6 Tonnen je Einwohner) etwas niedriger als im 
Bundesdurchschnitt (2,7 Tonnen je Einwohner). 
Im Zeitverlauf sind die bundesdurchschnittlichen 
wärmebezogenen CO2-Emissionen je Einwoh-
ner aber stärker gesunken (–34 Prozent) als die 
rheinland-pfälzischen (–25 Prozent), sodass der 
Bundeswert bis 2009 (1,8 Tonnen je Einwohner) 
unter den Wert für Rheinland-Pfalz (1,9 Tonnen 
je Einwohner) gefallen ist.

Ursachen für die Entwicklung

Zwar ist in Rheinland-Pfalz zwischen 1990 und 
2009 die Bevölkerungszahl kräftig gestiegen 
(+8 Prozent); die Verringerung der CO2-Emissio-
nen der privaten Haushalte und Kleinverbraucher 
je Einwohner ist aber im Wesentlichen auf den 
Rückgang der CO2-Emissionen zurückzuführen. Im 
Sektor private Haushalte und Kleinverbraucher 
haben seit 1990 sowohl die Emissionen aus der 
direkten Wärmeerzeugung als auch die Emissio-
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Handlungsfeld B.c Ressourcenproduktivität

Jahr 2008 war sie um 27 Prozent höher als 1994. 
Die Entwicklung wies jedoch starke Schwankun-
gen auf. Vor allem 1998 und 2004 bis 2006 gab 
es jeweils einen kräftigen Rückgang.

Die Entwicklung der realen Rohstoffproduktivität 
wird mithilfe einer Indexreihe ausgedrückt, da das 
reale Bruttoinlandsprodukt heute nur noch als 
Kettenindexwert vorliegt; das ist jedoch eine sehr 
abstrakte Darstellung. Eine Vorstellung von den 
Größenordnungen gibt die nominale Rohstoffpro-
duktivität, die das Bruttoinlandsprodukt in jewei-
ligen Preisen (nominales Bruttoinlandsprodukt) 
auf den Rohstoffverbrauch bezieht. Die nominale 
Rohstoffproduktivität belief sich in Rheinland-
Pfalz 2009 auf 1 823 Euro je Tonne. Das heißt, 
aus einer Tonne Rohstoffe, die 2009 in Rheinland-
Pfalz in der Produktion eingesetzt wurde, entstand 
– in Preisen des Jahres 2009 gerechnet – eine 
Wertschöpfung in Höhe von gut 1 800 Euro.

Im Bundesdurchschnitt (Summe der Länder) hat 
sich die reale Rohstoffproduktivität zwischen 
1994 und 2009 günstiger entwickelt; sie ist in 
diesem Zeitraum um 45 Prozent gestiegen. Die 
nominale Rohstoffproduktivität lag im Durch-

schnitt aller Länder im Jahr 2009 bei 1 960 Euro je 
Tonne und damit deutlich höher als in Rheinland-
Pfalz.

Ursachen für die Entwicklung

Ursache für die Schwankungen der realen Roh-
stoffproduktivität war in erster Linie der schwan-
kende Rohstoffverbrauch; das Bruttoinlands- 
produkt hat sich wesentlich stetiger entwickelt. 
Die Schwankungen des Rohstoffverbrauchs in 
Rheinland-Pfalz sind teilweise auf singuläre 
Effekte zurückzuführen. So ist der kräftige Anstieg 
des Rohstoffverbrauchs Ende der 90er-Jahre, 
der zu einem deutlichen Rückgang der Rohstoff-
produktivität geführt hat, auf den Neubau der 
ICE-Trasse Frankfurt-Köln zurückzuführen. Die 
Rohstoffentnahme in Form von mineralischen 
Baustoffen stieg damals kräftig an. 

Die im Vergleich zu Deutschland unterdurch-
schnittliche Entwicklung der Rohstoffproduktivi-
tät in Rheinland-Pfalz ist im Wesentlichen auf 
die Sonderentwicklung in den neuen Ländern 
zurückzuführen. Dort ist die reale Ressourcen- 
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Wirtschaftskraft

Wertschöpfung 

Aus Sicht der Landesregierung gehört eine kon-
sequent mittelstandsorientierte Politik, die unter 
anderem auch den Fachkräftebedarf von morgen 
sichert, zum Kern einer nachhaltigen Wirtschafts-
politik. Über innovative Maßnahmen, die an 
einem auf Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz 
ausgerichteten Wirtschaften ansetzen, will sie 
ihren Beitrag dazu leisten, mehr Beschäftigung 
und eine gute Arbeit gerade auch in den ländli-
chen Gebieten zu schaffen.

Die Arbeitsproduktivität als Indikator für die Wert-
schöpfung gibt Auskunft über die Wirtschaftskraft 
einer Region. Dabei ist für Rheinland-Pfalz fest-

zustellen, dass die Arbeitsproduktivität im Lande 
seit dem Ende der 1990er Jahre zugenommen hat, 
wenn dieser Zuwachs auch geringer ausfiel als 
im bundesdeutschen Durchschnitt. Regionen mit 
überdurchschnittlich hoher Produktivität finden 
sich insbesondere entlang der Rheinschiene in 
den Einzugsbereichen der dynamischen Metropol-
Regionen Rhein-Main und Rhein-Neckar. Dort 
haben sich vergleichsweise kapitalintensive Wirt-
schaftsbereiche angesiedelt, die eine wesentlich 
höhere Wertschöpfung je Arbeitsstunde erzielen 
als die weniger kapitalintensiven Wirtschaftsbe-
reiche in den eher ländlichen Regionen.
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Handlungsfeld C.a Wertschöpfung

Arbeitsproduktivität

Die Arbeitsproduktivität setzt die Wertschöpfung 
ins Verhältnis zum Arbeitsvolumen: Sie misst das 
Bruttoinlandsprodukt je geleisteter Arbeitsstunde.

Das Bruttoinlandsprodukt ist der Wert aller 
Waren und Dienstleistungen, die innerhalb eines 
Jahres in einer Volkswirtschaft hergestellt werden 
(Produktionswert), abzüglich der in der Produktion 
 verbrauchten Güter (Vorleistungen). Das Inlands-
produkt ist in erster Linie ein Maß für die inländi-
schen Produktionsaktivitäten; es ist kein geeigne-
tes Maß für die Wohlfahrt und die Lebensqualität 
in einem Land. Zunehmende Produktionsaktivi-
täten können negative Auswirkungen u. a. auf die 
Gesundheit der Menschen haben und durch stei-
genden Rohstoff- und Energieverbrauch umwelt-
belastend wirken. Andererseits lassen sich mit 
einer steigenden Wertschöpfung die gesellschaft-
lichen Herausforderungen leichter bewältigen, 
wie z. B. die Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf die sozialen Sicherungssysteme. Es 
gibt vielfältige Verbindungen des Handlungsfelds 
Wertschöpfung zu anderen Handlungsfeldern der 

Nachhaltigkeit – etwa zu den Handlungsfeldern 
Umwelt, Ressourcenproduktivität, Mobilität und 
demografische Entwicklung.

Um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft zu messen, wird das Brutto- 
inlandsprodukt oft auf die Einwohnerzahl oder die 
Zahl der Erwerbstätigen bezogen. Diese Bezugs-
größen liefern für Rheinland-Pfalz jedoch keine 
geeigneten Kennzahlen – insbeson dere dann 
nicht, wenn es um Vergleiche mit anderen Län-
dern geht. Die Einwohnerzahl ist ungeeignet, weil 
Rheinland-Pfalz einen hohen Überschuss an Aus-
pendlern in die benachbarten Bundesländer und 
nach Luxemburg aufweist. Vergleichsweise viele 
erwerbstätige Einwohner des Landes leisten also 
keinen Beitrag zum rheinland-pfälzischen Brutto-
inlandsprodukt, sondern zu den Inlandsprodukten 
anderer Länder. Die Zahl der Erwerbstätigen ist 
keine optimale Bezugsgröße, weil Rheinland-Pfalz 
einen höheren Anteil an Teilzeitbeschäftigten und 
an geringfügig Beschäftigten hat als viele andere 
Bundesländer.
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Wirtschaftskraft

Wirtschaftliche zukunftsvorsorge 

Knapp ein Fünftel des Bruttoinlandsprodukts wird 
in Rheinland-Pfalz in neue Anlagen investiert. 
Damit belegt das Land unter den westdeutschen 
Flächenländern hinter Bayern den zweiten Rang. 
Betrachtet man die Entwicklung seit den 1990er 
Jahren, so zeigt sich: Obwohl sich der Vorsprung 
der rheinland-pfälzischen Investitionsquote vor 
dem Durchschnitt der westdeutschen Flächen-
länder verringert hat, ist sie weiterhin überdurch-
schnittlich hoch – und zwar sowohl mit Blick auf 
Deutschland insgesamt wie auch auf die alten 
Länder (ohne Berlin).

Um diese Position zu halten, will die Landesre-
gierung in den kommenden Jahren den Weg der 
nachhaltigen Investitionsförderung weiter verfol-
gen. Denn unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten 
sorgen Investitionen für Effizienzsteigerungen. 

Allerdings gehen Investitionen immer auch mit 
einem Material- und Energieverbrauch und insbe-
sondere Bauinvestitionen mit einer zusätzlichen 
Flächeninanspruchnahme einher. Es kommt also 
darauf an, dass unter dem Strich die Bilanz einer 
Nachhaltigkeitsprüfung standhält.

Davon ausgehend will die Landesregierung unter 
anderem das Marktanreizprogramm für Inves-
titionen in Erneuerbare Energien aufstocken, 
Investitionen im Wohnheimbau für Studierende 
und im Tourismusbereich verstärkt unterstützen, 
das Engagement von Handwerk und Mittelstand 
bei Investitionsprojekten weiter stärken sowie bei 
der Investitionsförderung insgesamt besonderes 
Gewicht auf den ökologischen Landbau und die 
artgerechte Tierhaltung legen.
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Handlungsfeld C.b Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge

Bruttoanlageinvestitionen sind Anschaffungen 
von dauerhaften Produktionsmitteln wie Bauten 
(z. B. Wohn- und Gewerbebauten, Straßen), Aus-
rüstungen (z. B. Maschinen, Fahrzeuge, Geräte) 
und immateriellen Anlagen (z. B. Patente, Lizen-
zen, Software) durch die Unternehmen und den 
Staat. Bruttoanlageinvestitionen erhalten und 
vergrößern das Produktivkapital einer Volkswirt-
schaft und sichern dadurch die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit eines Landes.

Neue Produktionsmittel verbessern darüber 
hin aus in der Regel die Effizienz des Ressourcen-
einsatzes, weil durch technischen Fortschritt 
beständig die Qualität der Produktionsmittel ver-
bessert wird: Folglich sorgen Investitionen dafür, 
dass bisher erzielte Produktionsleistungen mit 
weniger Ressourceneinsatz oder mit den bislang 
eingesetzten Ressourcenmengen höhere Produk-
tionsleistungen erreicht werden können. Aller-
dings gehen Investitionen immer auch mit einem 
Material- und Energieverbrauch und insbesondere 
Bauinvestitionen mit einer zusätzlichen Flächen-
inanspruchnahme einher.

Die Investitionsquote setzt die Bruttoanlage- 
investitionen in Bezug zum Bruttoinlandsprodukt. 
Sie ist für Vergleiche zwischen Ländern besser 
ge eignet als der absolute Umfang der Brutto-
anlageinvestitionen.

Verlauf des Indikators

In Rheinland-Pfalz wurde 2008 etwa ein Fünftel 
des Bruttoinlandsprodukts in neue Anlagen inves-
tiert. Gegenüber dem Vorjahr blieb die Investi-
tionsquote nahezu unverändert. Bei Betrachtung 
des Gesamtzeitraums von 1991 bis 2008 zeigt 
sich  – bei schwankendem Verlauf – ein Rückgang 
der Quote um drei Prozentpunkte.

Bis 1996 hat sich die Investitionsquote im Land 
zunächst um 2,6 Prozentpunkte (von 22,5 auf 
19,9 Prozent) verringert. Zwischen 1996 und 2000 
folgte eine deutliche Zunahme (um 2,7 Prozent-
punkte) auf 22,6 Prozent. Danach ist die Quote 
bis 2005 auf den bisher niedrigsten Stand von 
knapp 18 Prozent gefallen. In den folgenden Jahren 

Bruttoanlageinvestitionen

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, eigene Berechnungen
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Bruttoinlandsprodukt je geleisteter Arbeitsstunde.
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Waren und Dienstleistungen, die innerhalb eines 
Jahres in einer Volkswirtschaft hergestellt werden 
(Produktionswert), abzüglich der in der Produktion 
 verbrauchten Güter (Vorleistungen). Das Inlands-
produkt ist in erster Linie ein Maß für die inländi-
schen Produktionsaktivitäten; es ist kein geeigne-
tes Maß für die Wohlfahrt und die Lebensqualität 
in einem Land. Zunehmende Produktionsaktivi-
täten können negative Auswirkungen u. a. auf die 
Gesundheit der Menschen haben und durch stei-
genden Rohstoff- und Energieverbrauch umwelt-
belastend wirken. Andererseits lassen sich mit 
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wie z. B. die Auswirkungen des demografischen 
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Nachhaltigkeit – etwa zu den Handlungsfeldern 
Umwelt, Ressourcenproduktivität, Mobilität und 
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Um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft zu messen, wird das Brutto- 
inlandsprodukt oft auf die Einwohnerzahl oder die 
Zahl der Erwerbstätigen bezogen. Diese Bezugs-
größen liefern für Rheinland-Pfalz jedoch keine 
geeigneten Kennzahlen – insbeson dere dann 
nicht, wenn es um Vergleiche mit anderen Län-
dern geht. Die Einwohnerzahl ist ungeeignet, weil 
Rheinland-Pfalz einen hohen Überschuss an Aus-
pendlern in die benachbarten Bundesländer und 
nach Luxemburg aufweist. Vergleichsweise viele 
erwerbstätige Einwohner des Landes leisten also 
keinen Beitrag zum rheinland-pfälzischen Brutto-
inlandsprodukt, sondern zu den Inlandsprodukten 
anderer Länder. Die Zahl der Erwerbstätigen ist 
keine optimale Bezugsgröße, weil Rheinland-Pfalz 
einen höheren Anteil an Teilzeitbeschäftigten und 
an geringfügig Beschäftigten hat als viele andere 
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Wirtschaftskraft

innovation 

Im Vergleich zu anderen Ländern sind die For-
schungs- und Entwicklungsausgaben, die in 
Rheinland-Pfalz für neue Erkenntnisse und inno-
vative Produkte sorgen sollen, eher gering. Unser 
Land verfügt nicht über die Breite und Dichte wis-
senschaftlicher Einrichtungen wie einige andere 
Länder. Durch gezielte Maßnahmen hat sich 
Rheinland-Pfalz dennoch erfolgreich im Wettbe-
werb behauptet. 

In der Wissenschafts- und Technologiepolitik 
konzentriert sich die Landesregierung auf Schwer-
punkte und Wachstumskerne, im Mittelpunkt 
stehen der Wissens- und Technologietransfer, 
der Ausbau von Netzen und Clustern sowie die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 
Mit dem Forschungs- und Technologieprogramm 
des Landes wird eine Brücke von der Förderung 

der Grundlagenforschung über die angewandte 
Forschung bis zu deren Umsetzung im Innovati-
onsprozess geschlagen. Dabei stehen die Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen, die Optimierung der 
Austauschprozesse zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft sowie die Stärkung der Innovations-
fähigkeit der Wirtschaft, insbesondere kleinerer 
und mittlerer Unternehmen, im Vordergrund.

Nachholbedarf besteht bei der Ansiedlung von 
gemeinsam von Bund und Ländern geförderten 
Forschungseinrichtungen. Ziel ist es, dass die Zahl 
der im Lande ansässigen Institute erhöht wird und 
damit auch die Rolle von Rheinland-Pfalz in der 
gemeinsamen Forschungsförderung von Bund und 
Ländern widerspiegelt. 
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Handlungsfeld C.c Innovation

FuE-Ausgaben im Wirtschaftssektor auf 28 Pro-
zent (alte Länder ohne Berlin: 30 Prozent).

Der Hochschulsektor und der Staatssektor haben 
mit Anteilen von 18 bzw. acht Prozent für die Ent-
wicklung des Indikators eine eher geringe Bedeu-
tung. Zum rheinland-pfälzischen Hochschulsektor 
gehören gegenwärtig (Stand: Wintersemester 
2010/11) sechs Universitäten, zwei Theologische 
Hochschulen sowie elf Fachhochschulen an ins-
gesamt 28 Standorten. Zum Staatssektor zählen 
sämtliche wissenschaftlichen Einrichtungen außer-
halb der Hochschulen. Diese Einrichtungen gehö-
ren jeweils einer der vier deutschen Forschungs-
organisationen an (Max-Planck-Gesellschaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft, Wissenschaftsgemein-
schaft Gottfried Wilhelm Leibniz, Helmholtz-
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren). In 
Deutschland gibt es an insgesamt 280 Standorten 
Einrichtungen dieser Forschungsorganisationen 
(einschließlich ausgelagerter Institutsteile), davon 

zehn in Rheinland-Pfalz. Beide Bereiche trugen im 
gesamten betrachteten Zeitraum mit tendenziell 
steigenden FuE-Ausgaben positiv zur Entwicklung 
der rheinland-pälzischen FuE-Intensität bei. Seit 
1995 (ab diesem Jahr liegen für alle Bundesländer 
konsistente Daten vor) stiegen die FuE-Ausgaben 
der Hochschulen um 48 Prozent (Länderdurch-
schnitt: +36 Prozent), im Staatssektor nahmen die 
FuE-Ausgaben in demselben Zeitraum um 58 Pro-
zent zu (Länderdurchschnitt: +36 Prozent).

Die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts als 
Bezugsgröße der FuE-Intensität hat sich in der 
langen Sicht eher dämpfend auf die Entwicklung 
des Indikators ausgewirkt. Die rheinland-pfälzi-
sche Wirtschaftsleistung ist nämlich seit 1991 
mit 43 Prozent deutlich stärker gestiegen als die 
FuE-Ausgaben (+30 Prozent). In den alten Ländern 
ohne Berlin sind die FuE-Ausgaben (+60 Prozent) 
dagegen schneller gewachsen als das Brutto- 
inlandsprodukt (51 Prozent). 
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leistungsfähigkeit der Gesellschaft

Bildung und Qualifizierung 

Bildung ist eine Schlüsselfrage für eine nach-
haltige Entwicklung. Bildung ermöglicht dem 
Einzelnen, aktiv am gesellschaftlichen Leben teil-
zuhaben. Dadurch wird auch der gesellschaftliche 
Zusammenhalt und Fortschritt befördert.

Die Bildungsausgaben der rheinland-pfälzischen 
Landesregierung liegen deutlich über dem Durch-
schnitt der übrigen Länder. Die Landesregierung 
wird ihre Bildungsangebote auch künftig an unter-
schiedlichen Bedürfnissen ausrichten. 

So übernehmen schulische Ganztags angebote eine 
wichtige Rolle bei der individuellen Förderung von 
Kindern mit Migrationshintergrund. Zwar wird 
die Zahl der Schulabgänger mit Migrationshinter-
grund, die die Schule ohne qualifizierten Abschluss 
verlassen, stetig kleiner, dennoch betrug ihr Anteil 
im Jahre 2010 noch fast 10 Prozent.

Gleichfalls ist die Zahl der 25- bis 34-Jährigen, 
die weder über eine berufsbildenden noch einen 
Hochschulabschluss verfügen, ist zwischen 1996 

und 2010 in Rheinland-Pfalz wie auch bundesweit 
gefallen. Dennoch ist ihr Anteil an der gesamten 
Altersgruppe gestiegen, da die Zahl der 25- bis 
34-Jährigen insgesamt aufgrund der demografi-
schen Entwicklung noch stärker abnahm.

Der Anteil der Studienanfänger und -anfänge-
rinnen am Studienort Rheinland-Pfalz wuchs 
zwischen 1993 und 2010 von 25 auf 46 Prozent 
und überstieg damit die hochschulpolitisch in 
Deutschland angestrebte Marke von 40 Prozent. 
Während sich der Anteil von Frauen in technisch-
naturwissenschaftlichen Studienfächern seit 
1991 zwar erhöht hat, bleiben Frauen mit knapp 
35 Prozent im Jahre 2010 in diesen Bereichen 
jedoch nach wie vor unterrepräsentiert. Um dem 
entgegenzuwirken, wird unter anderem an allen 
Schulen der Sekundarstufen I und II eine Berufs- 
und Studienwahlorientierung angeboten, die 
insbesondere auch die MINT-Bereiche (Mathema-
tik – Informatik – Naturwissenschaft – Technik) 
berücksichtigt. 
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Akademikerinnen und Akademiker der technischen 
und naturwissenschaftlichen Fachrichtungen sind 
von großer Bedeutung für die Wettbewerbsfähig-
keit der Volkswirtschaft. Sie werden vor allem in den 
Hochtechnologiebranchen und in den Forschungs-
einrichtungen gebraucht. Vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels sowie der rasanten 
Entwicklungen der Informations- und Kommuni-
kationstechnologien ist es von essenzieller Wich-
tigkeit, das zur Verfügung stehende Potenzial an 
Studienberechtigten voll auszuschöpfen. Da tech-
nische und naturwissenschaftliche Studienfächer 
traditionell von Männern dominiert werden, hat die 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK) im Jahr 2002 Vorschläge 
für eine bessere Erschließung von „Begabungsreser-
ven“ in der weiblichen Bevölkerung gemacht.

Als Indikator für „Frauen in technischen/naturwissen- 
schaftlichen Studienfächern“ wird der Anteil der Stu-
dienanfängerinnen im 1. Fachsemester in den Fächer-
gruppen Ingenieurwissenschaften, Mathematik und 
Naturwissenschaften an allen Studienanfängerinnen 
und -anfängern in diesen Fächergruppen verwendet.

Die Betrachtung dieses Indikators im Zeitverlauf 
ermöglicht Rückschlüsse auf den Erfolg zahlrei-
cher Initiativen, die zum Ziel haben, den Anteil der 
weiblichen Studierenden in technischen/naturwis-
senschaftlichen Studienfächern zu erhöhen.

Verlauf des Indikators

Für den Zeitraum 1991 bis 1997 ist ein kontinuier-
licher Anstieg des Anteils weiblicher Studienanfän-
ger in den technischen/naturwissenschaftlichen 
Studienfächern an rheinland-pfälzischen Hoch-
schulen zu beobachten. In den darauffolgenden 
Jahren unterlag der Frauenanteil nur geringen 
Schwankungen und bewegte sich dabei zwischen 
32 und 36 Prozent. Im Jahr 2010 lag der Indikator 
bei knapp 35 Prozent, sodass Frauen nach wie vor 
in den technischen/naturwissenschaftlichen Stu-
dienfächern unterrepräsentiert sind.

Allerdings war die Quote in Rheinland-Pfalz über 
den gesamten beobachteten Zeitraum höher als 
die Bundesquote, mit einer Differenz von 4,4 Pro-
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leistungsfähigkeit der Gesellschaft

Perspektiven für familien 

Für viele Menschen bildet die Familie den wich-
tigsten sozialen Bezugsrahmen. Daraus erwächst 
für die Politik die Aufgabe, Rahmenbedingungen 
zu schaffen.

In Rheinland-Pfalz besteht ein individueller 
Rechtsanspruch auf einen beitragsfreien Kinder-
gartenplatz ab dem vollendeten zweiten Lebens-
jahr bis zum Schuleintritt. Dies ist ein wichtiger 
Beitrag zur weiteren Verbesserung der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie, insbesondere für viele 
Mütter stellt dieser Rechtsanspruch eine tragende 
Säule für ihre berufliche Entwicklung dar.

Dies wird ergänzt durch Bedingungen am Arbeits-
platz, die ebenfalls geeignet sind, die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf zu verbessern. Die Zahl 
der Unternehmen, Hochschulen und Organisatio-
nen mit dem Zertifikat „berufundfamilie“ ist noch 
niedrig, im Vergleich zu 2002 aber deutlich gestie-
gen. Um diese Entwicklung weiter zu fördern, 
plant die Landesregierung unter anderem einen 
Landeswettbewerb „firma & familie – Vorbild-
unternehmen in Rheinland-Pfalz“ und regionale 
Netzwerktreffen zur Förderung familienbewusster 
Personalpolitik.

183
Statistik nutzen

Statistisches Landesamt

Handlungsfeld D.b Perspektiven für Familien

Die Möglichkeit der Ganztagsbetreuung von 
Kindern im Vorschulalter trägt wesentlich zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei. Von 
Ganztagsbetreuung wird dann gesprochen, wenn 
ein Kind länger als sieben Stunden in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in öffentlich geförderter 
Kindertagespflege (also von einer Tagesmutter 
bzw. einem Tagesvater) betreut wird. Vor allem 
Frauen schränken ihre Erwerbstätigkeit ein oder 
geben sie vorübergehend auf, um eigene Kinder 
zu betreuen. Ein Mangel an Ganztagsbetreuungs-
möglichkeiten könnte sogar die Entscheidung, 
Kinder zu wollen, negativ beeinflussen. Durch eine 
bedarfsgerechte Angebotsstruktur der außer- 
familiären Betreuungsmöglichkeiten wird nicht 
nur die Vereinbarkeit von Beruf und Familie geför-
dert, sondern längerfristig möglicherweise auch 
die Geburtenziffer erhöht.

Die Ganztagsbetreuung kann zudem zu einer 
besseren Förderung sozial benachteiligter und 
zur Integration ausländischer Kinder beitragen. 
Im Rahmen der frühkindlichen Erziehung und 
Bildung werden wesentliche Grundlagen für den 

späteren Lernprozess bzw. Bildungsweg des Kin-
des gelegt.

Die Ganztagsbetreuungsquote setzt die Zahl der 
ganztags betreuten Kinder im Vorschulalter ins 
Verhältnis zur Zahl der Kinder der gleichen Alters-
gruppe. Die Kinder im Vorschulalter werden in 
zwei Altersgruppen aufgegliedert, in die Gruppe 
der unter 3-Jährigen und die Gruppe der 3- bis 
5-Jährigen.

Verlauf des Indikators

Im Jahr 2010 nahmen in Rheinland-Pfalz die 
Eltern von 7,5 Prozent der Kinder unter drei Jahren 
Ganztagsbetreuungsangebote in Anspruch. Bei 
den 3- bis 5-Jährigen waren es gut ein Drittel der 
Kinder, die sich für mehr als sieben Stunden am 
Tag in der Obhut von Betreuungspersonen außer-
halb des Elternhauses befanden. In den vergange-
nen Jahren ist die Ganztagsbetreuungsquote 
stetig gestiegen. Bei den Säuglingen und Klein-
kindern ist eine Zunahme um 1,8 Prozentpunkte 
gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Verglichen 

Ganztagsbetreuung für Kinder im Vorschulalter

2,9 3,5 4,4 5,7
7,56,5 7,3 8,3

9,9
11,6

0

10

20

30

40

2006 2007 2008 2009 2010

Rheinland-Pfalz Deutschland

22,1
24,3

27,1
29,9

33,6

28,4

23,4
20,3

18,2

32,3

0

10

20

30

40

2006 2007 2008 2009 2010

G 34  Ganztagsbetreuungsquote in Rheinland-Pfalz und in Deutschland 2006–2010 nach Altersgruppen

in %

egirhäJ-5 sib -3 egirhäJ-3 retnU  



19 

leistungsfähigkeit der Gesellschaft

erwerbstätigkeit und einkommen 

Viele Menschen können von ihrer Arbeit nicht 
mehr leben. Angesichts dieser ungebremsten Ent-
wicklung fordert die rheinland-pfälzische Landes-
regierung die Einführung eines flächendeckenden, 
gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland. Dieser 
würde auch dem in der Gesellschaft zunehmend 
diskutierten Problem der Altersarmut entgegen-
wirken.

Insbesondere Frauen sind von diesen Problemen 
betroffen, ihre im Vergleich zu den Männern 
geringere Entlohnung für gleichwertige Arbeit 
umfasst nach wie vor einen – schwer zu quanti-
fizierenden – Anteil an Diskriminierung. Eine 
Sachverständigenkommission der Bundesre-
gierung kommt zu dem Ergebnis, dass sich die 
geschlechtsspezifischen Einkommensdifferenzen 
über den Lebenslauf kumulieren, so dass unter 

dem Strich eine Lücke von 58 Prozent klafft. In 
Rheinland-Pfalz erzielten Frauen im Jahr 2006 
durchschnittlich 78,9 Prozent des Gehaltes der 
Männer. Dieser Wert sank für das Jahr 2010 sogar 
noch auf 78,3 Prozent.

Die rheinland-pfälzische Landesregierung leistet 
durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf einen 
wichtigen Beitrag zum Abbau der Entgeltungleich-
heit. Dazu gehören neben dem Ausbau der Mög-
lichkeiten zur Kinderbetreuung vor allem daws 
„Arbeitsmarktpolitische Programm zur Ein- bzw. 
Wiedereingliederung von Frauen in das Berufs-
leben“, die Beratungsstellen „Frau und Beruf“ 
sowie ZeitZeichen, die landesweite Informations-
stelle für eine chancengerechte Arbeitswelt.
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Handlungsfeld D.c Erwerbstätigkeit und Einkommen

Nach wie vor gelten Frauen bei der Teilhabe am 
Erwerbsleben als benachteiligt. Ihre Erwerbsbe-
teiligung ist deutlich geringer, ebenso ihre beruf-
lichen Aufstiegschancen – auch bei vergleichbarer 
Qualifikation. Ein beträchtliches Potenzial an 
Humankapital bleibt dadurch ungenutzt und kann 
nicht zur Wirtschaftsleistung beitragen. Ergebnis 
dieser Chancenungleichheit ist u. a. eine Ungleich-
heit der Arbeitseinkünfte von Frauen gegenüber 
den Männern.

Der Unterschied in den Verdiensten von Männern 
und Frauen wird mithilfe des sogenannten „Gen-
der Pay Gap“ gemessen. Damit ist der prozentuale 
Unterschied im durchschnittlichen Bruttostun-
denverdienst von Frauen und Männern gemeint.

Der Indikator ist EU-weit definiert und basiert 
auf einer einheitlichen Datenquelle, der nationa-
len Verdienststrukturerhebung. Diese Erhebung 
wurde in Deutschland erstmals 2006 durchge-
führt. Da die Ergebnisse der Verdienststruktur-
erhebung 2010 noch nicht vorliegen, werden die 
Ergebnisse von 2006 derzeit noch mit den Verän-

derungsraten der Vierteljährlichen Verdiensterhe-
bung fortgeschrieben.

Verlauf des Indikators

Der Verdienstabstand zwischen Männern und 
Frauen ist in den vergangenen Jahren relativ stabil 
geblieben. Der Abstand der Bruttostundenver-
dienste lag 2010 bundesweit bei 23 Prozent und 
hat sich damit im Vergleich zu 2006 nur wenig 
verändert.

Regional ist jedoch ein deutliches West-Ost- 
Gefälle festzustellen. Während in den neuen Bun-
desländern Frauen durchschnittlich sechs Prozent 
weniger verdienen als Männer, klafft in den alten 
Bundesländern eine Verdienstlücke von durch-
schnittlich 25 Prozent. Mit knapp 22 Prozent ist 
der Gender Pay Gap in Rheinland-Pfalz im Ver-
gleich der alten Länder unterdurchschnittlich. 
Gegenüber 2006 hat sich die Verdienstlücke in 
Rheinland-Pfalz bis 2010 um weniger als ein Pro-
zentpunkt erhöht.
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Handlungsfeld D.b Perspektiven für Familien

Die Möglichkeit der Ganztagsbetreuung von 
Kindern im Vorschulalter trägt wesentlich zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie bei. Von 
Ganztagsbetreuung wird dann gesprochen, wenn 
ein Kind länger als sieben Stunden in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in öffentlich geförderter 
Kindertagespflege (also von einer Tagesmutter 
bzw. einem Tagesvater) betreut wird. Vor allem 
Frauen schränken ihre Erwerbstätigkeit ein oder 
geben sie vorübergehend auf, um eigene Kinder 
zu betreuen. Ein Mangel an Ganztagsbetreuungs-
möglichkeiten könnte sogar die Entscheidung, 
Kinder zu wollen, negativ beeinflussen. Durch eine 
bedarfsgerechte Angebotsstruktur der außer- 
familiären Betreuungsmöglichkeiten wird nicht 
nur die Vereinbarkeit von Beruf und Familie geför-
dert, sondern längerfristig möglicherweise auch 
die Geburtenziffer erhöht.

Die Ganztagsbetreuung kann zudem zu einer 
besseren Förderung sozial benachteiligter und 
zur Integration ausländischer Kinder beitragen. 
Im Rahmen der frühkindlichen Erziehung und 
Bildung werden wesentliche Grundlagen für den 

späteren Lernprozess bzw. Bildungsweg des Kin-
des gelegt.

Die Ganztagsbetreuungsquote setzt die Zahl der 
ganztags betreuten Kinder im Vorschulalter ins 
Verhältnis zur Zahl der Kinder der gleichen Alters-
gruppe. Die Kinder im Vorschulalter werden in 
zwei Altersgruppen aufgegliedert, in die Gruppe 
der unter 3-Jährigen und die Gruppe der 3- bis 
5-Jährigen.

Verlauf des Indikators

Im Jahr 2010 nahmen in Rheinland-Pfalz die 
Eltern von 7,5 Prozent der Kinder unter drei Jahren 
Ganztagsbetreuungsangebote in Anspruch. Bei 
den 3- bis 5-Jährigen waren es gut ein Drittel der 
Kinder, die sich für mehr als sieben Stunden am 
Tag in der Obhut von Betreuungspersonen außer-
halb des Elternhauses befanden. In den vergange-
nen Jahren ist die Ganztagsbetreuungsquote 
stetig gestiegen. Bei den Säuglingen und Klein-
kindern ist eine Zunahme um 1,8 Prozentpunkte 
gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. Verglichen 
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leistungsfähigkeit der Gesellschaft

handlungsfähigkeit des Staates 

In Rheinland-Pfalz ist die Pro-Kopf-Verschuldung 
der öffentlichen Haushalte zwischen 2002 und 
2009 um gut 44 % gestiegen. Lag sie 2002 noch 
bei 6614 Euro, so hat sie sich bis 2009 auf 9538 
Euro erhöht. Im Durchschnitt der deutschen 
Länder liegt dieser Wert bei 7825 Euro, im Durch-
schnitt der alten Flächenländer bei 7264 Euro.

Die Landesregierung hat ein Konsolidierungssze-
nario erarbeitet, wie das strukturelle Defizit bis 
2020 schrittweise ausgeglichen werden kann. Von 
dem errechneten Konsolidierungsbetrag von ins-
gesamt 1,9 Milliarden Euro konnten im aktuellen 
Landeshaushalt 2012/13 bereits rund 500 Milli-
onen Euro mir konkreten Maßnahmen unterlegt 
werden.

Gleichzeitig investiert die Landesregierung in 
wichtige Zukunftsfelder. Beispielhaft seien der 
Ausbau der Ganztagsschulen, die Befreiung der 
Eltern von Kindergartenbeiträgen, sowie die 
Ausweitung der kostenlosen Schülerbeförderung 
genannt. Darüber hinaus hat das Land in viel-
facher Weise Unternehmen dabei unterstützt, 
ressourceneffizienter und umweltfreundlicher zu 
wirtschaften. Nicht zuletzt wurde das Hochschul-
sondervermögen „Wissen schafft Zukunft“ gebil-
det und mit 774 Millionen Euro ausgestattet, um 
die Finanzierung der Hochschulen auch bei wach-
senden Studierendenzahlen auf hohem Niveau zu 
sichern.
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Handlungsfeld D.d Handlungsfähigkeit des Staates

In den vergangenen Jahrzehnten ist die Staats-
verschuldung auf Bundes- und auf Länderebene 
sowohl absolut als auch in Relation zur Einnah-
mekraft stark gestiegen. Ein besonders kräftiger 
Anstieg ergab sich zuletzt infolge der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise, die 2007 in den 
USA ihren Anfang nahm und im Herbst 2008 auf 
Deutschland und damit auch auf Rheinland-Pfalz 
übergegriffen hat. In Zukunft kommen durch den 
demografischen Wandel weitere enorme Belas-
tungen auf die öffentlichen Haushalte in Deutsch-
land zu. Eine wachsende Verschuldung verringert 
die Handlungsfähigkeit des Staates, weil ein 
immer größerer Teil der Einnahmen für Zinszah-
lungen aufgewendet werden muss.

Um die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
langfristig zu gewährleisten, ist seit 2009 mit 
Artikel 109 Abs. 3 GG für Bund und Länder der 
Grundsatz des strukturell ausgeglichenen Haus-
halts in der Verfassung verankert („Schulden-
bremse“). Diese Regelung, die Rheinland-Pfalz 
– als eines der ersten Bundesländer – 2010 in die 
Verfassung aufgenommen hat, schränkt die Mög-

lichkeit der Neuverschuldung erheblich ein. In den 
nächsten Jahren müssen die Länder ihre struktu-
rellen Defizite abbauen und ab 2020 strukturell 
ausgeglichene Haushalte vorlegen.

Zur Beurteilung der Verschuldungssituation der 
öffentlichen Haushalte und ihrer Entwicklung 
kann prinzipiell sowohl das Haushaltsdefizit als 
auch der Schuldenstand herangezogen werden. 
Der Schuldenstand erscheint hierfür jedoch 
geeigneter, da das Haushaltsdefizit lediglich eine 
„Momentaufnahme“ ist, während der Schulden-
stand ein Gesamtbild der kumulierten Belastung 
ergibt, die von künftigen Generationenen zu 
tragen ist. Das laufende Defizit kann durch kurz-
fristige (konjunkturelle) Einflüsse verzerrt sein.

Bei vergleichenden Untersuchungen wird der 
Schuldenstand eines Landes üblicherweise auf 
das Bruttoinlandsprodukt bezogen. Das Brutto-
inlandsprodukt ist maßgeblich für die Einnah-
mekraft des Staates. Bei einer vergleichenden 
Betrachtung der Bundesländer ist das Brutto- 
inlandsprodukt allerdings keine geeignete 
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Gesellschaftliche verantwortung

Bürgerengagement, sicheres zusammenleben, entwicklungspolitik 

Unverzichtbar für den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt ist, dass Bürgerinnen und Bürger sich 
freiwillig für die Gemeinschaft engagieren. Mit 
41 Prozent der Bürgerinnen und Bürger, die sich 
ehrenamtlich engagieren, steht Rheinland-Pfalz 
bezogen auf das Jahr 2009 zusammen mit Baden-
Württemberg und Niedersachsen an der Spitze 
der deutschen Länder.

Die Verbesserung des Versicherungsschutzes für 
ehrenamtlich Engagierte, der Ausbau der Informa-
tions- und Beratungsdienstleistungen, die Unter-
stützung vieler Aktionen und Veranstaltungen 
von Vereinen und Verbänden, das Fördern einer 
Anerkennungskultur und die Einrichtung einer 
„Leitstelle Ehrenamt und Bürgerbeteiligung“ in 
der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz haben dazu bei-
getragen, bürgerschaftliches Engagement weiter 
zu stärken.

Neben der Bürgerbeteiligung kann auch die per-
sönliche Sicherheit als wichtiger Indikator für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt gelten. Hier 
erweist sich Rheinland-Pfalz als sicheres Land. Im 
Vergleich zum bundesdeutschen Durschnitt wer-
den in Rheinland-Pfalz weniger Straftaten verübt, 
die Täter sehen sich einem höheren Risiko ausge-
setzt, gefasst zu werden.

In globalgesellschaftlicher Perspektive legt Rhein-
land-Pfalz einen Schwerpunkt auf die Zusam-
menarbeit mit dem Partnerland Ruanda. Heute 
unterhalten neben 50 Kommunen 49 Vereine, 
Stiftungen und Organisationen, 15 Kirchenge-
meinden, 218 Schulen und vier Hochschulen mit 
vielen Menschen aus allen gesellschaftlichen 
Bereichen Beziehungen zu ihren ruandischen Part-
nern.
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Handlungsfeld E.a Bürgerengagement

„Freiwilliges Engagement“ umfasst verschiedene 
Formen öffentlicher Aktivitäten wie z. B. bürger-
schaftliches Engagement, Ehrenamt oder Selbst-
hilfe. Gemeinsam ist ihnen, dass das Tätigwerden 
ohne gesetzlichen Zwang (mit Ausnahme der 
Schöffentätigkeit bei Gericht) und ohne mate-
rielle Gewinnabsicht erfolgt, auf das Gemein-
wohl ausgerichtet und durch gesellschaftliche 
Verantwortung geprägt ist. Dieses Engagement 
kann im politischen, sozialen, kulturellen oder 
auf Geselligkeit ausgerichteten Kontext erfolgen 
und dabei in einem mehr oder weniger stark 
organisierten Rahmen eingebunden sein. So 
findet bürgerschaftliches Engagement zumeist 
in zivilgesellschaftlichen Organisationen oder 
in staatlichen Institutionen statt. Freiwilliges 
Engagement kann jedoch auch im Rahmen 
informeller Tätigkeiten außerhalb der Familie, 
oft aber eingebunden in Netzwerken (Nachbarn, 
Freunde, Bekannte), erfolgen. Hierzu gehört 
auch die Selbsthilfe. Das Ehrenamt zeichnet sich 
üblicherweise durch ein stärker formalisiertes, in 
Regeln eingebundenes und dauerhaftes Engage-
ment aus.

Bislang wird das Ausmaß des freiwilligen Enga-
gements lediglich in Umfragen erfasst. Amtliche 
Erhebungen werden nicht durchgeführt. Ein 
Beispiel für eine solche Umfrage ist die von der 
Prognos AG im Auftrag der AMB Generali durch-
geführte Untersuchung, deren Ergebnisse im 
Engagementatlas 2009 veröffentlicht wurden. Im 
Gegensatz zu dieser bislang erst einmal durch-
geführten Untersuchung wurde der vom Bundes-
familienministerium in Auftrag gegebene „Freiwil-
ligensurvey“ bereits dreimal durchgeführt (1999, 
2004 und 2009). In beiden Fällen handelt es sich 
um Stichprobenerhebungen. Wegen des im Ver-
gleich zur Prognos-Befragung geringeren Stich-
probenumfangs (bundesweit gut 20 000 Befragte, 
davon 1 050 in Rheinland-Pfalz) ist die Reprä-
sentativität der regionalisierten Ergebnisse beim 
Freiwilligensurvey zwar etwas eingeschränkt. Der 
Freiwilligensurvey ermöglicht jedoch die Betrach-
tung einer Zeitreihe. Bei den Auswertungen des 
Surveys wird zwischen einer bloßen öffentlichen 
Aktivität und dem freiwilligen Engagement unter-
schieden und entsprechend eine Aktivitäts- und 
eine Engagementquote ermittelt. 
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Handlungsfeld D.d Handlungsfähigkeit des Staates

In den vergangenen Jahrzehnten ist die Staats-
verschuldung auf Bundes- und auf Länderebene 
sowohl absolut als auch in Relation zur Einnah-
mekraft stark gestiegen. Ein besonders kräftiger 
Anstieg ergab sich zuletzt infolge der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise, die 2007 in den 
USA ihren Anfang nahm und im Herbst 2008 auf 
Deutschland und damit auch auf Rheinland-Pfalz 
übergegriffen hat. In Zukunft kommen durch den 
demografischen Wandel weitere enorme Belas-
tungen auf die öffentlichen Haushalte in Deutsch-
land zu. Eine wachsende Verschuldung verringert 
die Handlungsfähigkeit des Staates, weil ein 
immer größerer Teil der Einnahmen für Zinszah-
lungen aufgewendet werden muss.

Um die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
langfristig zu gewährleisten, ist seit 2009 mit 
Artikel 109 Abs. 3 GG für Bund und Länder der 
Grundsatz des strukturell ausgeglichenen Haus-
halts in der Verfassung verankert („Schulden-
bremse“). Diese Regelung, die Rheinland-Pfalz 
– als eines der ersten Bundesländer – 2010 in die 
Verfassung aufgenommen hat, schränkt die Mög-

lichkeit der Neuverschuldung erheblich ein. In den 
nächsten Jahren müssen die Länder ihre struktu-
rellen Defizite abbauen und ab 2020 strukturell 
ausgeglichene Haushalte vorlegen.

Zur Beurteilung der Verschuldungssituation der 
öffentlichen Haushalte und ihrer Entwicklung 
kann prinzipiell sowohl das Haushaltsdefizit als 
auch der Schuldenstand herangezogen werden. 
Der Schuldenstand erscheint hierfür jedoch 
geeigneter, da das Haushaltsdefizit lediglich eine 
„Momentaufnahme“ ist, während der Schulden-
stand ein Gesamtbild der kumulierten Belastung 
ergibt, die von künftigen Generationenen zu 
tragen ist. Das laufende Defizit kann durch kurz-
fristige (konjunkturelle) Einflüsse verzerrt sein.

Bei vergleichenden Untersuchungen wird der 
Schuldenstand eines Landes üblicherweise auf 
das Bruttoinlandsprodukt bezogen. Das Brutto-
inlandsprodukt ist maßgeblich für die Einnah-
mekraft des Staates. Bei einer vergleichenden 
Betrachtung der Bundesländer ist das Brutto- 
inlandsprodukt allerdings keine geeignete 
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lebensumfeld

Mobilität, erholung 

Das Fahrrad sowie der Öffentliche Personennah-
verkehr (ÖPNV) stellen in vielen Situationen eine 
sinnvolle und umweltfreundliche Alternative zum 
motorisierten Individualverkehr dar. Allerdings 
war die Beförderungsleistung des ÖPNV im Jahr 
2009 mit einem Plus von 3,4 Prozent nur wenig 
höher als 2004. 

Aus Sicht der Landesregierung gehört der ÖPNV 
zur Daseinsvorsorge. Er soll eine unabhängige 
Mobilität sichern und dient der Teilhabe am 
sozialen Leben. Insbesondere in den ländlichen 
Räumen will die Landesregierung dazu beitragen, 
beim ÖPNV-Angebot neue Organisationsformen 
zu stärken. Im Schienenpersonenverkehr sollen im 
Rahmen des Projektes Rheinland-Pfalz-Takt 2015 

(RPT 2015) die Angebote um nochmals 20 Pro-
zent gegenüber dem derzeitigen Stand gesteigert 
werden.

Mobilität spielt auch bei der Freizeitgestaltung 
eine wichtige Rolle. Nicht zuletzt tragen inner-
städtische Erholungsflächen bei vielen Menschen 
dazu bei, Wohlbefinden und Zufriedenheit zu 
verstärken. In den vier rheinland-pfälzischen Kern-
städten mit über 100 000 Einwohnern (Koblenz, 
Trier, Mainz, Ludwigshafen) ist das Angebot an 
Erholungsflächen seit dem Jahre 2004 angewach-
sen. Das Land Rheinland-Pfalz unterstützt Maß-
nahmen, die die Möglichkeiten der Nutzung von 
Naherholungsgebieten und Freizeiteinrichtungen 
attraktiver machen.

226
Statistik nutzen

Statistisches Landesamt

Handlungsfeld F.a Mobilität

In Deutschland basiert die Mobilität der Menschen 
– wie in anderen hoch entwickelten Ländern – im 
Wesentlichen auf dem motorisierten Individual-
verkehr. Für große Teile der Bevölkerung ist das 
Auto nach wie vor das bevorzugte Verkehrsmit-
tel. Den Vorteilen des Autos (z. B. die individuelle 
Unabhängigkeit) stehen aber auch Nachteile 
gegenüber. Zu den Nachteilen zählen der wach-
sende Verbrauch von fossilen Energieträgern sowie 
die Umweltbelastungen, die mit den Lärmemis-
sionen und dem Schadstoffausstoß der Fahrzeuge 
sowie mit dem Bau und Ausbau von Straßen ver-
bunden sind (z. B. Flächenverbrauch, Zerschnei-
dung der Landschaft).

Eine Alternative zum motorisierten Individual-
verkehr sind öffentliche Verkehrsmittel (Busse, 
Straßenbahnen und Eisenbahnen). Der öffentliche 
Personennahverkehr ist die potenziell verbrauchs-
ärmere und umweltschonendere und daher nach-
haltigere Form der Mobilität.

Der Indikator „Beförderungsleistung des öffent-
lichen Personennahverkehrs“ erfasst die Beför-

derungsleistung von Bussen und Bahnen im 
Nahverkehr. Sie wird in Personenkilometern 
gemessen und auf die jahresdurchschnittliche 
Zahl der Einwohner bezogen. Dabei werden nur 
die jährlichen Beförderungsleistungen von Unter-
nehmen berücksichtigt, die innerhalb eines Jahres 
mindestens 250 000 Fahrgäste befördert haben. 
Von solchen Großunternehmen wird der weitaus 
größte Teil der Beförderungsleistung im Nahver-
kehr erbracht. Zum Nahverkehr zählen der Stadt-, 
Vorort- und Regionalverkehr, d. h. Beförderungs-
fälle, die in der Regel Reisestrecken von 50 Kilo-
metern bzw. Reisezeiten von einer Stunde nicht 
überschreiten.

Verlauf des Indikators

In Rheinland-Pfalz war die Beförderungsleistung 
im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) im 
Jahr 2009 nur wenig höher als 2004. Im Jahr 2004 
wurden im öffentlichen Nahverkehr 941 Personen-
kilometer je Einwohner erbracht. Fünf Jahre später 
waren es 973 Personenkilometer je Einwohner; das 
ist ein Plus von 3,4 Prozent.

Beförderungsleistung des öffentlichen Personennahverkehrs
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 Beförderungsleistung im öffentlichen Personennahverkehr in Rheinland-Pfalz, in den
 Flächenländern und in den Stadtsstaaten 2004–20091 

1 Von Unternehmen, die mindestens 250 000 Fahrgäste im Jahr befördert haben.
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Bevölkerung

Gesundheit und ernährung, demografische entwicklung 

Wie im übrigen Deutschland auch, werden in 
Rheinland-Pfalz die Menschen immer älter.  
Die Zahl derjenigen, die vorzeitig sterben, sinkt. 
Gründe hierfür liegen vermutlich im medizinisch-
technischen Fortschritt sowie einem verbesserten 
Gesundheitsbewusstsein, insbesondere im Bereich 
Ernährung.

Gleichzeitig ist der Anteil übergewichtiger 
Erwachsener in Rheinland-Pfalz weiter gestiegen. 
Auch Kinder sind betroffen. In den Schuleingangs-
untersuchungen für die Schuljahre 2009/10 und 
2010/11 waren rund zehn Prozent der Jungen und 
Mädchen übergewichtig beziehungsweise stark 
übergewichtig. Diesen Problemen will die Landes-
regierung in Zusammenarbeit mit Partnern aus 
Sport, Bildung und Gesundheit durch verstärkte 
Angebote begegnen. 

Die fortschreitende Alterung der Gesellschaft 
erfordert Anpassungen an eine veränderte 
Bedürfnis- und Nachfragestruktur. Bereits 2004 
hat die Landesregierung das Handlungspro-
gramm „Zukunft gestalten – Zukunft sichern. 
Die Chancen des demografischen Wandels für 
Rheinland-Pfalz“ auf den Weg gebracht. Mit dem 
Papier „Landleben – Gutes Leben. 10 Punkte zur 
Sicherung der Mobilität im ländlichen Raum“ hat 
die Landesregierung Ende 2010 wichtige Impulse 
zur Gestaltung des demografischen Wandels in 
den ländlichen Regionen gesetzt. Gemeinsam 
mit allen wichtigen Akteurinnen und Akteuren 
arbeitet die Landesregierung weiter daran, dass 
Rheinland-Pfalz auch in Zukunft gute Lebens-
bedingungen für alle Generationen bietet.
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Metern). Eigenschaften wie Geschlecht, Alter oder 
Körperbau (z. B. Muskelmasse) bleiben bei der 
Berechnung unberücksichtigt.

Nach der Klassifikation der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) gelten erwachsene Menschen ab 
einem individuellen BMI von 25 als übergewichtig, 
ab einem Wert von 30 als adipös. Der Indikator 
misst den Anteil der erwachsenen Frauen und 
Männer mit einen BMI von mindestens 25 an der 
Bevölkerung gleichen Alters. Für uneingeschränkte 
Vergleiche über die Zeit und mit anderen Regio-
nen werden die Anteilswerte standardisiert (auf 
den Bevölkerungsaufbau von 1987). Diese Stan-
dardisierung eliminiert Unterschiede in der Alters-
struktur der Bevölkerung, die sonst – indirekt über 
Körpergröße und -gewicht – Einfluss auf den BMI 
hätten.

Die Einschätzung des Gewichtszustands von 
Kindern beruht ebenfalls auf dem BMI. Auf der 
Basis früherer Messungen, die als Vergleichswerte 
dienen, erfolgt die Einteilung in Gewichtskatego-
rien. Ein Kind wird als übergewichtig bzw. adipös 
eingestuft, wenn sein BMI-Wert oberhalb des 90. 
bzw. des 97. Perzentils der Vergleichsgruppe liegt. 

Im Unterschied zu den Erwachsenen werden bei 
Kindern Geschlecht und Alter bei der Beurteilung 
mitberücksichtigt, da ihr BMI-Wert aufgrund von 
Wachstum und Pubertät von typischen alters- 
und geschlechtsspezifischen Veränderungen 
beeinflusst wird.

Verlauf des Indikators

Für das Jahr 2009 werden zunächst die tatsäch-
lichen Werte betrachtet (ohne Standardisierung). 
Dies ermöglicht eine tiefergehende Analyse der 
Struktur, wie z. B. die Darstellung nach Altersjah-
ren und Familienstand.

Im Jahr 2009 betrug der durchschnittliche BMI 
bei erwachsenen Frauen in Rheinland-Pfalz 25. 
Von den weiblichen Erwachsenen wiesen 31 Pro-
zent einen BMI zwischen 25 und 30 auf und 
galten damit als übergewichtig; 14 Prozent ver-
zeichneten einen BMI von mindestens 30 und 
wurden deshalb als adipös eingestuft. Im Durch-
schnitt wiegen einerseits junge (18 bis 40 Jahre) 
und andererseits ledige Frauen am wenigsten in 
Relation zu ihrer Körpergröße (durchschnittlicher 
BMI: jeweils 23); sie liegen jeweils im Bereich des 
Normalgewichts.

Bei den erwachsenen Männern nahm der BMI 
in Rheinland-Pfalz 2009 im Schnitt einen Wert 
von 27 an. Als übergewichtig wurden 45 Prozent 
und als adipös 17 Prozent der Männer eingestuft. 
Im Mittel weisen zwar die jungen bzw. ledigen 
Männer niedrigere BMI-Werte auf, allerdings 
betrugen diese jeweils 25 und lagen damit eben-
falls – wenn auch nur knapp – im Bereich des 
Übergewichts.

Für Vergleiche zu Deutschland bzw. über die 
Zeit werden standardisierte Werte herangezo-
gen. Verglichen mit Deutschland zeigt sich, dass 
sowohl bei den Rheinland-Pfälzerinnen als auch 
bei den Rheinland-Pfälzern der Anteil überge-
wichtiger und adipöser Erwachsener über dem 
Bundesdurchschnitt liegt.
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In Deutschland basiert die Mobilität der Menschen 
– wie in anderen hoch entwickelten Ländern – im 
Wesentlichen auf dem motorisierten Individual-
verkehr. Für große Teile der Bevölkerung ist das 
Auto nach wie vor das bevorzugte Verkehrsmit-
tel. Den Vorteilen des Autos (z. B. die individuelle 
Unabhängigkeit) stehen aber auch Nachteile 
gegenüber. Zu den Nachteilen zählen der wach-
sende Verbrauch von fossilen Energieträgern sowie 
die Umweltbelastungen, die mit den Lärmemis-
sionen und dem Schadstoffausstoß der Fahrzeuge 
sowie mit dem Bau und Ausbau von Straßen ver-
bunden sind (z. B. Flächenverbrauch, Zerschnei-
dung der Landschaft).

Eine Alternative zum motorisierten Individual-
verkehr sind öffentliche Verkehrsmittel (Busse, 
Straßenbahnen und Eisenbahnen). Der öffentliche 
Personennahverkehr ist die potenziell verbrauchs-
ärmere und umweltschonendere und daher nach-
haltigere Form der Mobilität.

Der Indikator „Beförderungsleistung des öffent-
lichen Personennahverkehrs“ erfasst die Beför-

derungsleistung von Bussen und Bahnen im 
Nahverkehr. Sie wird in Personenkilometern 
gemessen und auf die jahresdurchschnittliche 
Zahl der Einwohner bezogen. Dabei werden nur 
die jährlichen Beförderungsleistungen von Unter-
nehmen berücksichtigt, die innerhalb eines Jahres 
mindestens 250 000 Fahrgäste befördert haben. 
Von solchen Großunternehmen wird der weitaus 
größte Teil der Beförderungsleistung im Nahver-
kehr erbracht. Zum Nahverkehr zählen der Stadt-, 
Vorort- und Regionalverkehr, d. h. Beförderungs-
fälle, die in der Regel Reisestrecken von 50 Kilo-
metern bzw. Reisezeiten von einer Stunde nicht 
überschreiten.

Verlauf des Indikators

In Rheinland-Pfalz war die Beförderungsleistung 
im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) im 
Jahr 2009 nur wenig höher als 2004. Im Jahr 2004 
wurden im öffentlichen Nahverkehr 941 Personen-
kilometer je Einwohner erbracht. Fünf Jahre später 
waren es 973 Personenkilometer je Einwohner; das 
ist ein Plus von 3,4 Prozent.

Beförderungsleistung des öffentlichen Personennahverkehrs
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 Beförderungsleistung im öffentlichen Personennahverkehr in Rheinland-Pfalz, in den
 Flächenländern und in den Stadtsstaaten 2004–20091 

1 Von Unternehmen, die mindestens 250 000 Fahrgäste im Jahr befördert haben.



24  

fazit

nachhaltige entwicklung als ziel der landespolitik 

Rheinland-Pfalz fit machen für die Zukunft – das 
ist ein herausragendes Anliegen der Landesregie-
rung. Wir müssen heute davon ausgehen, dass die 
Grenzen des Planeten auch dem menschlichen 
Wirtschaften Grenzen auferlegen. Das heißt, die 
Menschheit muss mit den natürlichen Ressourcen 
sorgsam und pfleglich umgehen.

Hinzu kommt aber noch ein Weiteres: Wenn 
Dinge nicht unbegrenzt zur Verfügung stehen, 
stellt sich die Verteilungsfrage. Die Herausfor-

derung für die Menschheit ist dabei alles andere 
als gering. Wir sitzen quasi alle in einem Boot 
und benötigen dringend einen globalen Konsens 
darüber, wie die natürlichen Ressourcen genutzt 
werden können, ohne dass die Menschheit ihre 
Lebensgrundlagen selbst zerstört.

Dieses wird nur gelingen, wenn die überwiegende 
Mehrheit der Menschen die Verteilung der Res-
sourcennutzung als halbwegs begründet und 
gerecht ansieht. Damit ist eine wichtige Weichen-
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stellung für eine global Nachhaltige Entwicklung 
beschrieben wie auch ein Grundprinzip des Nach-
haltigkeitskonzepts: Niemand soll auf Kosten der 
Natur oder anderer Menschen leben.

Für diejenigen, die ihr Ressourcenkonto gerade 
überzogen haben, bedeutet dies eine tiefgreifende 
Umorientierung. Es ist nicht einfach, von heute 
auf morgen weniger Ressourcen zu verbrauchen. 
Dazu bedarf es grundlegender Umorientierungen, 
die weit in die etablierten Strukturen eingreifen. 
Weniger Ressourcen zu verbrauchen heißt, anders 
zu wirtschaften, anders zu konsumieren, kurzum 
anders zu leben. Nachhaltigkeit ist deshalb weit-
aus mehr als Umweltschutz. Es geht darum, dass 
sich Gesellschaften so organisieren, dass sich die 
bei ihnen vorherrschenden Konsum- und Produk-
tionsmuster in ein globales Nachhaltigkeitspara-
digma einfügen.

Dabei versteht sich von selbst, dass diejenigen 
eine Vorreiterrolle einnehmen müssen, die  
sich bislang ein größeres Stück vom globalen  
Ressourcen-Kuchen genehmigt haben. Dazu 
gehören alle in den alten Industrieländern, also 
vor allem Europa, die USA und Kanada, Japan, 
Australien und Neuseeland.

In dieses Bild fügt sich die rheinland-pfälzische 
Nachhaltigkeitsstrategie ein. Wir stellen uns 
damit unserer Verantwortung gegenüber unse-
ren Mitmenschen und der Natur, indem wir uns 
auf dem Weg zu einer Nachhaltigen Entwicklung 
begeben haben und zeigen, dass wir festen Wil-
lens sind, diesen Weg weiter zu gehen. Damit 
werden wir Vorbild, dadurch gewinnen wir Glaub-
würdigkeit.

Und wir demonstrieren, dass unserem Verständnis 
zufolge Nachhaltigkeit mehr ist als Umweltschutz 
und effizienteres Wirtschaften. Die in unserem 
Fortschrittsbericht verwendeten Indikatoren 
mögen die gesellschaftliche Komplexität nur aus-
schnitthaft reflektieren, sie mögen unvollkommen 
sein, es mag an geeigneten Datengrundlagen feh-

len – aber wir bilden die Breite der für ein gutes 
Leben wichtigen Bereiche im Lichte einer nachhal-
tigen Entwicklung ab. 

Denn darum geht es letztlich: Um ein gutes 
Leben. Die Anhäufung von immer größerem 
materiellem Reichtum kann kein dauerhaftes Ziel 
sein. Gutes Leben bedeutet, in einer gesunden 
Umwelt mit sauberem Wasser, biologischer Viel-
falt, und intakten Wäldern zu leben, es bedeutet 
eine gesicherte materielle Grundlage, gute Arbeit, 
Sicherheit, funktionierende soziale Netzwerke, 
Gesundheit und Daseinsvorsorge – eben alles in 
allem Nachhaltigkeit.

Die Bedeutung wirtschaftlichen Wachstums wird 
in diesem Rahmen in zunehmendem Maße auch 
kritisch diskutiert. Gesellschaftliches Kapital oder 
die Leistungsfähigkeit einer Gesellschaft wird 
unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten womöglich 
vollkommen anders definiert werden müssen. Mit 
dieser Frage beschäftigt sich bereits die Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebens-
qualität – Wege zu nachhaltigem Wirtschaften 
und gesellschaftlichem Fortschritt in der Sozialen 
Marktwirtschaft“ des Deutschen Bundestags. 

Auch hier ist Rheinland-Pfalz bestrebt, die Dis-
kussion voranzubringen. Das Land hat ein Gut-
achten zur Berechnung eines „sozial-ökologischen 
Brutto inlandsprodukts“ in Auftrag gegeben, das 
Auskunft über die Leistungsbilanz in Rheinland-
Pfalz aus der Perspektive einer Nachhaltigen 
Entwicklung gibt. Das Vorhaben stellt einen wei-
teren Baustein für Rheinland-Pfalz auf dem Weg 
zu einer Zukunft dar, die nicht nur für die heute 
lebenden, sondern auch für die kommenden 
Generationen, für unsere Kinder und Enkelkinder, 
die Basis für ein gutes Leben bietet.
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